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Sebastian Richter sieht in der damaligen
Selbstermächtigung der Staatspartei SED zur
Monopolinstanz in Fragen der Scheidung „le-
gitimer“ oder „illegitimer“ (und dann auch
illegaler) Teilhabe an der politischen Ge-
staltung der DDR-Gesellschaft den Anlass,
nach der Selbstlegitimation „Andersdenken-
der“ zu fragen: Denn in dieser Diktatur
„musste jede Form des gesellschaftlichen Pro-
tests die Frage nach seiner Berechtigung, sei-
ner eigenen Legitimation zumindest implizit
mitbedenken“ (S. 7). Mit Blick auf retrospek-
tive zeithistorische Bewertungen politischer
Gegnerschaft in der DDR, die heute gesamt-
deutsche Deutungshoheit erlangt haben, ver-
weist Richter auf einige Unstetigkeitsstellen
solcher zeitgenössischer Zuschreibungen. Zu-
nächst erinnert er daran, dass das „jähe Ende
der DDR“ im Nachhinein (fast) alles zu legi-
timieren schien, was dort ehedem die Form
politischer Gegnerschaft annahm, womit aber
noch gar nichts über „die Perspektive der his-
torischen Akteure“ ausgesagt ist (S. 7).

So trivial diese Feststellung auch sein
mag, so verdienstvoll bleibt Richters Hin-
weis auf die Notwendigkeit einer zeithis-
torischen Untersuchung dieser Perspektiven
angesichts „der politisch-moralischen Über-
frachtung des Themas“, wie der Autor an-
merkt (S. 7). Denn gerade die Tatsache,
dass auf Ostdeutschland die politische und
grundgesetzliche Ordnung der Bundesrepu-
blik über das Wahlvotum vom März 1990
übertragen werden konnte, verführte in die-
ser Ordnung verhaftete Betrachter zur „Zu-
schreibung von Legitimität und [. . . ] norma-
tive(r) Selbstverortung oppositioneller Grup-
pierungen in der DDR auf den einheitlichen
Nenner der im Grundgesetz fixierten Wer-
te des freiheitlichen Verfassungsstaates“ (S.
10). An der Berechtigung dieser Zuschrei-
bung zweifelt Richter und fragt nach der
tatsächlichen Selbstlegitimierung von DDR-
Oppositionellen in der zweiten Hälfte der

1980er-Jahre. Zudem werfe die Tatsache, dass
1990 die ersten freien Wahlen in der DDR
nicht nur die SED-Nachfolgepartei, sondern
auch die der Opposition entspringenden neu-
en politischen Vereinigungen als Wahlver-
lierer sah, diese Frage neuerlich auf: „Die
systematische Reduzierung des Legitimitäts-
begriffs auf den prozedural-demokratischen
Ermächtigungsvorgang bei Wahlen würde
auch die Legitimationsressourcen von DDR-
Oppositionsgruppen in Frage stellen“ (S.9).

An dieser Stelle erwartete der zufrie-
dene Rezensent eigentlich, dass Sebasti-
an Richter auf das massive Forschungs-
desiderat des Verhältnisses oppositioneller
und widerständiger Gruppen zur „Mehr-
heitsgesellschaft“ in Wandel der Zeiten von
DDR-Gesellschaftlichkeit hinweist und sich
der Analyse gelungener (oder misslungener)
herrschaftsgeleiteter Isolierung solcher Grup-
pen bzw. ihrer Selbstisolierung widmet. Doch
Richter geht einen anderen Weg, dessen Be-
rechtigung hier keineswegs bestritten werden
soll. Zunächst untersucht er für die 1980er-
Jahre den Beitrag bisheriger Darstellungen
politischer Gegnerschaft zur Frage opposi-
tioneller Selbstlegitimation, wobei er gleich
zu Beginn darauf hinweist, dass die schil-
lernde Formel der „Legitimität der Freiheit“
(Pollack) „nicht der Selbstreflexion sämtli-
cher oppositioneller Gruppenmitglieder vor
1989“ entsprach, jedoch „den erinnerungs-
politischen Bedürfnissen der osterweiterten
Bundesrepublik [. . . ] aber wie gerufen er-
scheinen (musste)“ (S. 12). Im hohen Ma-
ße disparate Einschätzungen der Motivati-
onsensembles politischer Gegnerschaft durch
verschiedene Zeithistoriker, teilweise sogar
durch ein und dieselbe Person (Richter ver-
weist hier zu Recht auf Neubert – S. 12f) war
zuvor auch einigen wenigen anderen Zeithis-
torikern wie Christof Geisel aufgefallen.

Richter formuliert unter Bezugnahme auf
Geisel nun die Vermutung, die Umgehung
der direkten Frage nach den Quellen op-
positioneller Selbstlegitimation etwa durch
die Enquete-Kommission „Aufarbeitung und
Folgen der SED-Diktatur in Deutschland“
verweise auf die Befürchtung einiger Betei-
ligter, solche Antworten hätten die opposi-
tionellen Akteure als „staatsnah“ und de-
ren Zielvorstellungen als „anrüchig“ erschei-
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nen lassen können, sie also „historisch dis-
qualifiziert“ (S. 13). In der Tat hatten ei-
nige Zeithistoriker wie Martin Jander oder
Christian Joppke aus ihrer normativen Be-
wertungsperspektive bundesdeutscher Ge-
sellschaftlichkeit heraus die gesamte spä-
te DDR-Opposition wegen ihrer unbestritten
mehrheitlichen Distanz zum westlichen Mo-
dell nicht als solche anerkennen wollen. Sie
vermochten ihr lediglich „Dissidenz“ zuzu-
billigen und übersetzten deren Distanz als
„Demokratiedefizite“. Ihnen stehen nun jene
Zeithistoriker und einige damalige oppositio-
nelle Akteure gegenüber, deren zaghafte Eh-
renerklärung in der Versicherung besteht, die
Opposition wäre immerhin überwiegend frei
von sozialistischen Flausen gewesen.

Der „kleine Historikerstreit“ (Gehrke1)
innerhalb der dezidiert antisozialistisch-
totalitarismustheoretisch argumentierenden
Schule zwischen jenen, die entweder die
eigenständigen demokratischen oder die
sozialistischen Attribute der späten DDR-
Opposition leugnen bzw. ausblenden,
wurzelt im zeitgenössischen Ringen um die
rückwirkend „beste“ affirmative Deutung
dieser sperrigen DDR-Opposition im Sin-
ne ihrer Eingemeindung in gegenwärtige
bundesdeutsche Gesellschaftlichkeit. Tat-
sächlich aber war die höchst differenzierte
Opposition der 1980er-Jahre „auf der Suche
nach einem dritten Weg“ (Geisel) jenseits
des bürokratischen Despotismus á la DDR
und real existierendem Kapitalismus in der
Bundesrepublik – von ihr immer wieder und
mehrheitlich „demokratischer Sozialismus“
genannt – so unkonkret solche Projektionen
mitunter auch gewesen sind. Sogar alle
aus der Opposition entstandenen neuen
politischen Vereinigungen des Jahres 1989
befürworteten anfangs einen in diesem Sinne
eigenständigen Weg der DDR.

Die heute von nicht wenigen Oppositio-
nellen heftig attackierten konservativen My-
then, die Übernahme des westlichen Sys-
tems sei naturwüchsiges Ziel der DDR-
„Bürgerrechtsbewegung“ gewesen, sind (so
Geisel) nun „von einem anderen Teil aber
stillschweigend mitgetragen oder gar aus-
drücklich affirmiert“ worden, wobei „vie-

1 Bernd Gehrke, Manch Neues und ein Historikerstreit
en miniature, IWK 2 (2003).

le Ex-Oppositionelle ihre einstige Kritik am
politischen und wirtschaftlichen Gefüge der
Bundesrepublik entweder explizit widerrie-
fen oder sie [. . . ] zumindest aus dem Auge
verloren.“2 Schon in diesen Zusammenhän-
gen wurzeln die Bedeutung und auch die Bri-
sanz der Frage nach oppositioneller Selbst-
legitimierung und der Zielprojektionen po-
litischer Gegnerschaft in der DDR. Dies hat
auch Richter erkannt – etwa wenn er Neu-
berts und Eisenfelds pauschales Diktum des
„Ringens um Freiheit und Einheit“ als Etikett
für die oppositionellen Gruppen als „unhis-
torische Monumentalisierung“ bezeichnet (S.
14f). Gleichwohl scheint dieses Diktum vom
dominierenden zeitgenössischen Gedenkkar-
tell mehr und mehr in ein Dogma verwandelt
zu werden. Um so mehr ist Richters Fragean-
satz zu begrüßen.

Sebastian Richter machte sich nun auf
die Suche nach den Ressourcen oppositio-
neller Selbstlegitimation und vermutete sie
im „Normenhorizont der Opposition“, wel-
cher gleichzeitig die Ziele politischer Gegner-
schaft spiegele. Mit der Entdeckung dieses
Horizonts sollte gleichzeitig die Generierung
eines brauchbaren Oppositionsbegriffs über
das Konzept des „Eigensinns“ einhergehen:
Hier erscheint Opposition als Ausdruck „ei-
nes spezifisch politisierten Eigensinns“ im je-
weils konkreten gesellschaftspolitischen Kon-
text (S. 28f). Nach Richter ist dabei „Politik“
ein sich an Normen orientierendes „wertratio-
nales Verständnis“ des Handelns (S. 39). Die
nähere Bestimmung von Opposition als poli-
tisierter Eigensinn soll bei Richter nun über
die Kategorien-Trias Normenbezug, Struktur
und Öffentlichkeit erfolgen.

Nach dieser aufwändigen Herleitung be-
ginnt Richter die normenbasierte ereignis-
und ideengeschichtliche Rekonstruktion am
Beispiel der „Initiative Frieden und Men-
schenrechte“ (IFM), des Arbeitskreises So-
lidarische Kirche (AKSK) und des „Grün-
ökologischen Netzwerks Arche“. Zuvor aber
führt er den Begriff „Eigenöffentlichkeit“ für
den Samisdat ein, da er weder den Begriff
„Gegenöffentlichkeit“, noch den der „Öffent-
lichkeit“ für Herrschaftsformen wie die in der

2 Christof Geisel, Auf der Suche nach einem dritten Weg.
Das politische Selbstverständnis der DDR-Opposition
in den 80er Jahren, Berlin 2005, S. 43f.
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DDR anerkennt. Sein Maßstab ist dabei das
Formenspektrum von Öffentlichkeit in libera-
len Systemen, für die er (nach Meinung des
Rezensenten völlig unzutreffend) „prinzipiell
gleiche Zugangsmöglichkeiten“ zur öffentli-
chen Sphäre behauptet (S. 44).

Richters weitere Überlegungen gelten dem
Normenbezug solcher Gruppen und seiner
Entwicklung, denen er Fragen der „Kom-
munikationschancen politischen Eigensinns“
vorsätzlich nachordnet. Jedoch ist gerade die-
ser Zusammenhang entscheidend für die Be-
schaffenheit der Handlungsräume der Grup-
pen zwischen herrschaftsgeleiteter Ghettoi-
sierung und erfolgreichem Ausbruch aus er-
zwungener bzw. selbstverschuldeter Isolie-
rung – also dem Verhältnis der Gruppen
zur „Mehrheitsgesellschaft“. Hinsichtlich der
„Friedensnorm“ unterlaufen Sebastian Rich-
ter nach Meinung des Rezensenten einige ge-
wichtige Fehleinschätzungen: Weil (so Rich-
ter) die unabhängige Friedensbewegung der
DDR (UFB) auch gegen das Rüstungskal-
kül der NATO auftrat, „sich in weiten Tei-
len auf rüstungstechnische Aspekte konzen-
trierte“ (S. 73) und weil sie angeblich die
Frage der westlichen Rüstung sogar vorran-
gig thematisierte, konvergierte ihr Normge-
füge mit dem „klassenkämpferischen Nor-
menbezug der SED“ (S. 69) und entbehr-
te deshalb oppositioneller Qualität. Tatsäch-
lich aber führte die Politisierung der UFB
während der Nachrüstungsdebatte von ihrem
pazifistischen Initialimpuls der Bausoldaten-,
Wehrdienstverweigerer- und Sozialen Frie-
densdienstbewegung über die Thematisie-
rung der inneren Militarisierung in der DDR
und beispielsweise der Verwicklung der no-
minalsozialistischen Länder in den internatio-
nalen Waffenhandel hin zur Identifizierung
des Militärisch-industriellen Komplexes auch
der Warschauer-Vertragsstaaten. Auf die Idee,
dass die UFB „keine SED-kritische Dimensi-
on“ (S. 69) habe erkennen lassen, ist damals
weder im Westen, noch im Osten jemand ge-
kommen und kann auch im Nachhinein nicht
herbeikonstruiert werden. Richters Hinweis,
dass die sich parallel entwickelnde ökologi-
sche Bewegung und der industrialisierungs-
und konsumkritische Ansatz der Basisgrup-
penmehrheit mit den Normen eines von der
SED-Führung auch in der DDR-Bevölkerung

erzeugten Konsum-, Karriere- und Wachs-
tumsdenkens kollidierte, was die Gruppen
aus deren Sicht zu Exoten stempelte, ist
gleichwohl richtig. Auch dabei gilt aber wie-
der, dass die hier ebenfalls enthaltene Absa-
ge an Normen der westlichen Konsum- und
Wachstumsgesellschaft den „SED-kritischen
Bezug“ keineswegs relativierte.

Den von Richter untersuchten Gruppen
IFM, AKSK und Arche sind offensichtlich die
Normenbezüge Menschenrechte, Solidarität
und Umweltschutz zugeordnet. Deren „Op-
positionstauglichkeit“ korrespondierte nach
Richters Konzept mit der Reife von Ver-
netzung (Struktur) und „Eigenöffentlichkeit“.
Für den Zeitabschnitt bis 1987 bescheinigt
Richter der IFM herrschaftskritische Kapa-
zität, obwohl sie sich neben systemfremden
auch auf systemimmanente Normen berief.
Der AKSK blieb im Wesentlichen „Opposi-
tion in der Amtskirche“ und den Umwelt-
gruppen gestand Richter „äußerst beschränk-
te politische Sprengkraft“ zu. Dann beschreibt
er den fortschreitenden Politisierungsprozess
1987-89, in den der (gescheiterte) Überfall
der Sicherheitsorgane auf die Umweltbiblio-
thek und der (wirkungsvollere) Angriff auf
die oppositionellen Gruppen (namentlich auf
die IFM) im Gefolge der Ereignisse um die
Liebknecht-Luxemburg-Demonstration 1988
fiel. In dieser Zeit schritt der AKSK zur of-
fensiveren „politischen Selbstermächtigung“,
und es gründete sich die Arche. Die IFM da-
gegen war nach dem Januar 1988 temporär
gelähmt. Richter geht hinsichtlich der Nor-
men Solidarität und Umweltschutz von „Kris-
tallisationspunkten politischer Gegnerschaft“
in Gestalt von AKSK und Arche aus, obwohl
beide Vereinigungen (anders als die IFM) zu-
nächst nicht antraten, „das politische Sys-
tem der DDR in Frage zu stellen“. Mit ihrer
Radikalisierung konvergierten alle drei Strö-
mungen in ihrem Anspruch auf demokrati-
sche Teilhabe als gesellschaftspolitisches Er-
fordernis. Richter beschreibt dies anhand der
Teilnahme jener Gruppen am Unternehmen
„Nachweis der Fälschung der Kommunal-
wahlen 1989“. Natürlich drängt sich die Fra-
ge auf, ob die normenbasierte Untersuchung
der Geschichte etwa der „Kirche von Un-
ten“, des Netzwerkes der Umweltbibliothe-
ken oder des Friedrichsfelder Friedenskreises
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zu ganz ähnlichen Befunden führt, obwohl
dort ein anderes Politikverständnis Ausdruck
fand. Es ist immer problematisch, wenn bei ei-
nem Prozess der Politisierung und Ausdiffe-
renzierung politisch alternativer Gruppen se-
lektive Untersuchungen der Entwicklung ge-
nau eines Spektrums dieser Gruppen stattfin-
den – besonders wenn normenbasierte Kri-
terien in Anschlag gebracht werden sollen.
Doch die Arbeit von Sebastian Richter und
sein Ansatz sind höchst verdienstvoll. Sie rei-
zen zur Auseinandersetzung und bereichern
die Debatte um Zugänge zur Oppositionsfor-
schung.
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